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Obersten Finanzbehörden
der Länder

Berücksichtigung von Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung bei der Bewertung
von Pensionsverpflichtungen und bei der Ermittlung der als Betriebsausgaben abzugsfähi-
gen Zuwendungen an Unterstützungskassen (sog. Näherungsverfahren)

1   Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der

Länder gilt für die Berücksichtigung von Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung

bei der Berechnung von Pensionsrückstellungen nach § 6a EStG und bei der Ermittlung der

als Betriebsausgaben abzugsfähigen Zuwendungen an Unterstützungskassen nach § 4d

EStG Folgendes:

I. Pensionsrückstellungen

2   Pensionszusagen sehen häufig eine volle oder teilweise Anrechnung von Renten aus der

gesetzlichen Rentenversicherung auf die betrieblichen Renten oder eine Begrenzung der

Gesamtversorgung aus betrieblichen Renten und Renten aus der gesetzlichen Rentenversi-

cherung vor. Die Pensionsrückstellungen dürfen in diesen Fällen nur auf der Grundlage der

von den Unternehmen nach Berücksichtigung der Renten aus der gesetzlichen Rentenversi-

cherung und der Begrenzung der Gesamtversorgung tatsächlich noch zu zahlenden Beträge

berechnet werden. Die genaue Berücksichtigung der Renten aus der gesetzlichen Renten-

versicherung bereitet in der Praxis erhebliche Schwierigkeiten, da sich bei der geltenden

Rentenformel die künftig zu erwartende Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung ei-

nes noch aktiven Arbeitnehmers nur schwer errechnen lässt. Aus diesem Grund ist ein Nä-

herungsverfahren zur Anrechnung der Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung bei

der Berechnung der Pensionsrückstellungen nach § 6a EStG zugelassen, vgl. gleichlautende

Erlasse der obersten Finanzbehörden der  Länder vom 4. Oktober 1968 (BStBl I S. 1145)

-

-

-
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und BMF-Schreiben vom 27. November 1970 (BStBl I S. 1072), 18. Juni 1973 (BStBl I

S. 529), 28. Juli 1975 (BStBl I S. 767), 3. Mai 1979 (BStBl I S. 273), 22. Januar 1981 (BStBl I

S. 41), 23. April 1985 (BStBl I S. 185), 10. Dezember 1990 (BStBl I S. 868), 31. Oktober

1996 (BStBl I S. 1195), 30. Dezember 1997 (BStBl I S. 1024), 8. Februar 1999 (BStBl I

S. 212) und 17. Juli 2000 (BStBl I S. 1197). Die Änderungen des Rechts der gesetzlichen

Rentenversicherung durch das Gesetz zur Reform der Renten wegen verminderter Er-

werbsfähigkeit vom 20. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1827) und das Gesetz zur Ergänzung

des Gesetzes zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung und zur Förderung eines

kapitalgedeckten Altersvorsorgevermögens (AVmEG) vom 21. März 2001 (BGBl. I S. 403)

erfordern eine Anpassung des bisher zugelassenen Näherungsverfahrens.

Es bestehen keine Bedenken, wenn das folgende Verfahren angewendet wird:

1. Steigerungssatz

3 Die Rente eines Arbeitnehmers aus der Rentenversicherung der Arbeiter und der

Angestellten wird bei der Berechnung der Pensionsrückstellung für jedes Versiche-

rungsjahr mit einem bestimmten Steigerungssatz der maßgebenden Bezüge (vgl.

RdNr. 10) angesetzt. Der Steigerungssatz beträgt 1,09 %, sofern die maßgebenden Be-

züge 70 % der Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung der Arbeiter und

Angestellten (vgl. RdNr. 11) nicht übersteigen. Der Steigerungssatz vermindert sich um

je 0,007 Prozentpunkte für jeden angefangenen Prozentpunkt, um den das Verhältnis

zwischen den maßgebenden Bezügen und der Beitragsbemessungsgrenze 70 % über-

steigt. Bei maßgebenden Bezügen in Höhe der Beitragsbemessungsgrenze beträgt der

Steigerungssatz 0,88 %.

2. Zugangsfaktoren

4   Beim Bezug von Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung sind nach § 63

Abs. 5 i.V.m. § 77 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) folgende Zugangsfaktoren

zu berücksichtigen:

- Bei Renten wegen Alters, die mit Vollendung des 65. Lebensjahres oder eines für den

Versicherten maßgebenden niedrigeren Rentenalters beginnen, beträgt der Zu-

gangsfaktor 1,0; er vermindert sich für jeden Monat der vorzeitigen Inanspruchnahme

um 0,3 %; er erhöht sich für jeden Monat der über die Vollendung des 65. Lebensjah-
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res hinausgeschobenen Inanspruchnahme um 0,5 %.

- Bei Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit oder wegen Todes ist  der Zu-

gangsfaktor für jeden Monat, für den der Versicherungsfall vor der Vollendung des

63. Lebensjahres des Arbeitnehmers (Versicherten) eingetreten ist, um 0,3 %,

höchstens um 10,8 %, niedriger als 1,0.

Hat der Steuerpflichtige vom zweiten Wahlrecht gem. R 41 Abs. 12 EStR in Verbindung

mit dem BMF-Schreiben vom 29. Dezember 1997 (BStBl I S. 1023) Gebrauch gemacht,

so ergibt sich:

a) für nicht schwerbehinderte Männer, die nicht nach Vollendung des 55. Lebensjahrs in

Altersteilzeit im Sinne von § 237 SGB VI gegangen sind und deren Arbeitsverhältnis

nicht nach Vollendung des 55. Lebensjahrs geendet hat, gelten die folgenden Pen-

sionsalter und Zugangsfaktoren:

Geburtsjahrgang Pensionsalter Kürzung der Altersrente Zugangsfaktor
bis 1936 63 0,0 % 1,000
1937 63 1,8 % 0,982
1938 63 5,4 % 0,946
von 1939
bis 1948 63 7,2 % 0,928
ab 1949 62 10,8 % 0,892

b) für nicht schwerbehinderte Männer, die nach Vollendung des 55. Lebensjahrs in

Altersteilzeit im Sinne von § 237 SGB VI gegangen sind oder deren Arbeitsverhältnis

nach Vollendung des 55. Lebensjahrs geendet hat, gelten die folgenden Pensions-

alter und Zugangsfaktoren:

Geburtsjahrgang Pensionsalter Kürzung der Altersrente Zugangsfaktor
bis 1936 60 0,0 % 1,000
1937 60 1,8 % 0,982
1938 60 5,4 % 0,946
1939 60 9,0 % 0,910
1940 60 12,6 % 0,874
1941 60 16,2 % 0,838
von 1942
bis 1951 60 18,0 % 0,820
ab 1952 62 10,8 % 0,892
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Steht bei einem männlichen Arbeitnehmer mit einem Geburtsjahrgang bis einschließ-

lich 1951, der nach Vollendung des 55. Lebensjahrs in Altersteilzeit im Sinne von

§ 237 SGB VI gegangen ist oder dessen Arbeitsverhältnis nach Vollendung des

55. Lebensjahrs geendet hat, aufgrund seines erreichten Alters oder nach den ver-

traglichen Vereinbarungen im Ausscheidezeitpunkt bzw. bei Übergang in die

Altersteilzeit fest, dass er bei Vollendung des 60. Lebensjahrs nicht die Vorausset-

zungen für den Bezug der vorzeitigen Altersrente wegen Arbeitslosigkeit (1 Jahr Ar-

beitslosigkeit) oder nach Altersteilzeitarbeit (2 Jahre Altersteilzeitarbeit) erfüllen kann,

erhöht sich die Altersgrenze von 60 Jahren und damit der Zugangsfaktor (maximal 1)

entsprechend.

Beispiel:

Der Steuerpflichtige hat bei der Ermittlung des Teilwerts der Pensionsanwartschaft

gegenüber einem männlichen Arbeitnehmer (Geburtsjahrgang 1944, nicht schwerbe-

hindert) das zweite Wahlrecht gem. R 41 Abs. 12 EStR i.V.m. dem BMF-Schreiben

vom 29. Dezember 1997 (a.a.O.) zulässigerweise ausgeübt, d.h. Finanzierung auf

das 63. Lebensjahr. Für die anzurechnende Altersrente aus der gesetzlichen Renten-

versicherung ergibt sich eine Kürzung wegen vorzeitiger Inanspruchnahme von

7,2 %.

       1. Fall: Der Arbeitnehmer geht im versicherungsmathematisch gerundeten Alter von

                58 Jahren in Altersteilzeit. Nunmehr ist die Vollendung des 60. Lebensjahrs

der Zeitpunkt der frühestmöglichen Inanspruchnahme der vorzeitigen Alters-

rente aus der gesetzlichen  Rentenversicherung; die Kürzung für diese Rente

beträgt 18,0 %.

       2. Fall: Der Arbeitnehmer geht im versicherungsmathematisch gerundeten Alter von

          59 Jahren in Altersteilzeit. In diesem Fall kann der Arbeitnehmer erst mit

Vollendung des 61. Lebensjahrs (nach 2 Jahren Altersteilzeitarbeit) die vor-

zeitige Altersrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung in Anspruch

nehmen; diese Rente ist für das Näherungsverfahren um 14,4 % zu kürzen.
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c) für nicht schwerbehinderte Frauen gelten die folgenden Pensionsalter und Zugangs-

faktoren:

    Geburtsjahrgang Pensionsalter Kürzung der Altersrente Zugangsfaktor
bis 1939 60 0,0 % 1,000
1940 60 1,8 % 0,982
1941 60 5,4 % 0,946
1942 60 9,0 % 0,910
1943 60 12,6 % 0,874
1944 60 16,2 % 0,838
von 1945
bis 1951 60 18,0 % 0,820
ab 1952 62 10,8 % 0,892

d) für schwerbehinderte Menschen gilt das Pensionsalter 60 mit den folgenden Zu-

gangsfaktoren:

Geburtsjahrgang Pensionsalter Kürzung der Altersrente Zugangsfaktor
bis 1940 60 0,0 % 1,000
1941 60 1,8 % 0,982
1942 60 5,4 % 0,946
1943 60 9,0 % 0,910
ab 1944 60 10,8 % 0,892

Für Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit oder wegen Todes ergeben sich die

folgenden, vom Alter des Versicherten im Zeitpunkt des Versicherungsfalls abhängigen

Zugangsfaktoren:

Alter im Versicherungsfall Kürzung der Rente Zugangsfaktor
63 Jahre und älter 0,0 % 1,000
62 Jahre 1,8 % 0,982
61 Jahre 5,4 % 0,946
60 Jahre 9,0 % 0,910
59 Jahre und jünger 10,8 % 0,892

3. Versicherungszeiten

5         a) Als Versicherungsjahr zählt bei einem in der gesetzlichen Rentenversicherung

versicherten Arbeitnehmer jedes Lebensjahr nach Vollendung des 20. Lebensjahrs.

Für Versicherungsfälle im Altersbereich unter 60 Jahren ist die Zurechnungszeit
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(§ 59 SGB VI) einzubeziehen. Als Zurechnungszeit gilt die Zeit vom Eintritt des Ver-

sicherungsfalls bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres. Wegen des unterstellten

Versicherungsbeginns im Alter 20 sind danach bis einschließlich zum Alter 60 jeweils

40 Versicherungsjahre anzusetzen. Sind nach den gleichlautenden Ländererlassen

vom 4. Oktober 1968 (hier: Abs. 2, Abschnitt A Nr. 2 bis 4) versicherungsfreie Jahre

festgestellt worden, so vermindern sich die Versicherungsjahre ab Alter 20 um die

Zahl der versicherungsfreien Jahre.

6 b) Wird ein Arbeitsverhältnis gegenüber einem Arbeitnehmer neu begründet, dessen

maßgebende Bezüge zu diesem Zeitpunkt die Beitragsbemessungsgrenze überstei-

gen, so gelten die Kalenderjahre ab 1963, höchstens jedoch die Lebensjahre nach

Vollendung des 20. Lebensjahrs als Versicherungsjahre. Im Falle der Übernahme

einer Pensionsverpflichtung durch den neuen Arbeitgeber sind statt dessen die bisher

zulässigerweise berücksichtigten versicherungsfreien Jahre anzusetzen. Die Zurech-

nungszeit ist entsprechend den Bestimmungen in RdNr. 5 zu berücksichtigen.

7 c)  Ist ein Angestellter auch nach dem 1. Januar 1968 von der Versicherungspflicht in

der gesetzlichen Rentenversicherung befreit, so sind die Kalenderjahre, in denen

nach dem 1. Januar 1968 Versicherungsfreiheit bestand, nicht als Versicherungsjahre

zu berücksichtigen. Besteht Versicherungsfreiheit am Bewertungsstichtag, so ist da-

von auszugehen, dass die Versicherungsfreiheit bis zum Ende des Beschäftigungs-

verhältnisses andauert.

8 d)  Hat ein Arbeitnehmer in nicht versicherungspflichtigen Zeiten Ansprüche aufgrund

von freiwilligen Beitragszahlungen zur gesetzlichen Rentenversicherung erworben,

die bei Bemessung der betrieblichen Rente berücksichtigt werden, so gelten diese

Zeiten nicht als versicherungsfreie Jahre.

9 e) Ist in der Pensionszusage anstelle der Anrechnung der Rente aus der gesetzlichen

Rentenversicherung die Anrechnung einer befreienden Lebensversicherung vorgese-

hen, so ist es nicht zu beanstanden, wenn - unabhängig von der Art der Anrechnung

für die Lebensversicherung - die Zeiten der Beitragszahlung zur Lebensversicherung

als Versicherungsjahre berücksichtigt werden.
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4. Maßgebende Bezüge

10 a) Als maßgebende Bezüge gelten die für die Beitragsbemessung in der gesetzlichen

Rentenversicherung maßgebenden Bruttobezüge. Dabei sind einmalige Zahlungen

(wie z.B. zusätzliche Urlaubsvergütung, Weihnachtsgratifikationen, Ergebnisbeteili-

gungen, Tantieme o.ä.) nur insoweit einzubeziehen, als sie nach den versicherungs-

rechtlichen Bestimmungen zu Rentenleistungen führen.

11 b)  Die maßgebenden Bezüge und die Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen

Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten (vgl. § 159 SGB VI) sind nach

den Verhältnissen des Bilanzstichtags zu ermitteln. Dabei sind die das Stichtagsprin-

zip betreffenden Regelungen von R 41 EStR zu beachten.

12 c) Die maßgebenden Bezüge sind für jede einzelne Verpflichtung nach Maßgabe der

RdNrn. 10 und 11 zu berücksichtigen. Es ist nicht zu beanstanden, wenn die maßge-

benden Bezüge oder einzelne Bestandteile davon (z.B. Überstundenvergütungen,

einmalige Zahlungen), die nur unter Schwierigkeiten ermittelt werden können, für

Gruppen pensionsberechtigter Arbeitnehmer eines Betriebs, deren Beschäftigungs-

und Vergütungsmerkmale sich annähernd entsprechen, mit einem einheitlichen Ver-

vielfältiger aus den feststehenden pensionsfähigen Bezügen oder den feststehenden

Grundbezügen näherungsweise ermittelt werden. Zur Vermeidung von Schwankun-

gen bei der Rückstellungsbildung ist am Bilanzstichtag jeweils das arithmetische Mit-

tel aus den zum Bilanzstichtag und zu den vier vorhergehenden Bilanzstichtagen

(soweit ermittelt) gültigen Vervielfältigern anzuwenden. In gleicher Weise kann bei der

Berechnung von Bezügen verfahren werden, die für die Limitierung der betrieblichen

Renten und der Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung maßgeblich sein

sollen.

5. Rentenanpassung

13 Die Renten werden entsprechend der Entwicklung des aktuellen Rentenwerts angepasst

(§§ 68 i.V.m. 255 e SGB VI). Die Formeln für die Fortschreibung des aktuellen Renten-

wertes lauten:
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- für die Zeit vom 1. Juli 2001 bis zum 1. Juli 2010 (vgl. § 255 e Abs. 4 SGB VI):

 ARt  =  ARt-1 x (BEt-1 / BEt-2) x (100 % - AVAt-1 - RVBt-1) / (100 % - AVAt-2  - RVBt-2)

- für die Zeit ab dem 1. Juli 2011 (vgl. § 68 Abs. 5 SGB VI):

 ARt  =  ARt-1 x (BEt-1 / BEt-2) x (90 % - AVA2009 - RVBt-1) / (90 % - AVA2009 - RVBt-2)

Erläuterungen:

ARt       =   der zu bestimmende neue aktuelle Rentenwert,

ARt-1     =   der bisherige aktuelle Rentenwert,

BEt-1     =   die Bruttolohn- und -gehaltssumme je durchschnittlich beschäftigten Arbeit-

nehmer im vergangenen Kalenderjahr,

BEt-2     =   die Bruttolohn- und -gehaltssumme je durchschnittlich beschäftigten Arbeit-

nehmer im vorvergangenen Kalenderjahr,

AVAt-1   = Altersvorsorgeanteil im vergangenen Kalenderjahr,

AVAt-2   = Altersvorsorgeanteil im vorvergangenen Kalenderjahr,

AVA2009 = Altersvorsorgeanteil für das Jahr 2009 in Höhe von 4 %,

RVBt-1   = durchschnittlicher Beitragsatz in der Rentenversicherung der Arbeiter und der

Angestellten im vergangenen Kalenderjahr,

RVBt-2   = durchschnittlicher Beitragsatz in der Rentenversicherung der Arbeiter und der

Angestellten im vorvergangenen Kalenderjahr.

Die Altersvorsorgeanteile sind für die Jahre bis einschließlich 2009 bereits nach § 255 e

Abs. 3 SGB VI festgelegt.

Da sich das Näherungsverfahren auf die jeweiligen beitragspflichtigen Bruttobezüge

(maßgebende Bezüge, RdNr. 10) bezieht, ist ein Korrekturfaktor K erforderlich, der die

Wirkung dieser Anpassung widerspiegelt. Dieser beträgt 0,9039 am 26. März 2001 (Tag

der Verkündung des Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes zur Reform der gesetz-

lichen Rentenversicherung und zur Förderung eines kapitalgedeckten Altersvorsorge-

vermögens (AVmEG) im Bundesgesetzblatt). Danach ergibt er sich aus der fortlaufen-

den Multiplikation der jeweils gültigen jährlichen Korrekturfaktoren Kt. Die Formeln für die

Ermittlung der jährlichen Korrekturfaktoren Kt lauten:
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- für die Zeit vom 1. Juli 2001 bis zum 1. Juli 2010:

  Kt    =   (100 % - AVAt-1 - RVBt-1) / (100 % - AVAt-2  - RVBt-2)

- für die Zeit ab dem 1. Juli 2011:

  Kt   =    (90 % - AVA2009 - RVBt-1) / (90 % - AVA2009 - RVBt-2)

Dabei sind feststehende künftige Änderungen der Altersvorsorgeanteile und der durch-

schnittlichen Beitragssätze in der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten

zu berücksichtigen (vgl. RdNr. 11). Es ist nicht zu beanstanden, wenn für eine Pen-

sionsanwartschaft einheitlich der Korrekturfaktor angewendet wird, der sich nach dem

Stichtagsprinzip im rechnerischen Pensionsalter ergibt.

Die jeweils maßgebenden Korrekturfaktoren werden im Bundessteuerblatt veröffentlicht

(vgl. z.B. BStBl 2000 I S. 1196)1.

6. Grundsatz der Einzelbewertung

14  Die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung ist bei jeder einzelnen Verpflichtung

nach Maßgabe der RdNrn. 3 bis 13 zu berücksichtigen.

7. Renten aus der knappschaftlichen Rentenversicherung

15 Die Bestimmungen der RdNrn. 3 bis 14 sind sinngemäß anzuwenden, wenn Renten aus

der knappschaftlichen Rentenversicherung bei der Ermittlung der Pensionsrückstellun-

gen berücksichtigt werden müssen. In diesen Fällen sind die Steigerungssätze nach

RdNr. 3 um ein Drittel zu erhöhen (z.B. statt 1,09 % nunmehr 1,45 %). Statt der Bei-

tragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten ist

die Beitragsbemessungsgrenze in der knappschaftlichen Rentenversicherung zugrunde

zu legen. Bei den sog. Wanderversicherungen (Versicherungszeiten sowohl in der

knappschaftlichen Rentenversicherung als auch in der Rentenversicherung der Arbeiter

und der Angestellten) sind die auf die verschiedenen Versicherungszweige entfallenden

Versicherungsjahre getrennt zu bewerten; für künftige Versicherungsjahre sind die am

                                               
     1) Näherungsverfahren: Auszug aus der Rentenanpassungsverordnung 2001 mit Fußnote zu

den Korrekturfaktoren K".

http://www.bundesfinanzministerium.de/Anlage7791/Rentenanpassungsverordnung-2001.pdf
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Bilanzstichtag vorliegenden Verhältnisse zu unterstellen. Versicherungsfreie Jahre von

Angestellten müssen im Einzelfall nachgewiesen und entsprechend berücksichtigt wer-

den. Sonderregelungen für die Ermittlung von Rentenansprüchen nach der Leistungs-

ordnung des Bochumer Verbands bleiben unberührt.

16 In besonders gelagerten Fällen, in denen das Verfahren nach RdNrn. 3 bis 15 zu unzutref-

fenden Ergebnissen führt, kann ein anderes, diesen besonderen Verhältnissen angepasstes

Verfahren

1. vom Steuerpflichtigen angewendet werden oder

2. vom Finanzamt für künftige Berechnungen verlangt werden.

17 Das Näherungsverfahren zur Berechnung von Renten aus der gesetzlichen Rentenversiche-

rung ist nur bei Pensionsanwartschaften zulässig. Bei bereits laufenden Pensionen ist stets

von den tatsächlich bezahlten Beträgen der betrieblichen Renten auszugehen.

II. Zuwendungen an Unterstützungskassen

18 Das Näherungsverfahren zur Berechnung von Renten aus der gesetzlichen Rentenversiche-

rung gilt sinngemäß auch bei der Ermittlung der als Betriebsausgaben abzugsfähigen Zu-

wendungen an Unterstützungskassen.

III. Anwendungsbestimmungen

19 Für aktive Anwärter können die Regelungen dieses BMF-Schreibens erstmals zum Ende des

Wirtschaftsjahrs angewendet werden, das nach dem 26. März 2001, dem Tag der Verkün-

dung des AVmEG im Bundesgesetzblatt, endet. Sie sind spätestens in dem ersten Wirt-

schaftsjahr anzuwenden, das nach dem 30. Dezember 2001 endet. Abweichend hiervon

können die Bestimmungen zu RdNr. 5 dieses BMF-Schreibens bereits zum Ende des Wirt-

schaftsjahrs angewendet werden, dass nach dem 23. Dezember 2000, dem Tag der Ver-

kündung des Gesetzes zur Reform der Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit im

Bundesgesetzblatt, endet. Der Übergang hat einheitlich für alle Pensionsverpflichtungen des
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Unternehmens zu erfolgen.

20 Für ausgeschiedene Anwärter ist stets das im Zeitpunkt des Ausscheidens neueste

Näherungsverfahren auch für künftige Bilanzstichtage zu verwenden. Bei ausgeübtem zwei-

ten Wahlrecht gem. R 41 Abs. 12 EStR ist es jedoch wegen § 6 BetrAVG stets auf die ak-

tuellen Zeitpunkte der frühestmöglichen Inanspruchnahme der vorzeitigen Altersrente aus

der gesetzlichen Rentenversicherung abzustimmen (vgl. RdNr. 4).

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.

Im Auftrag

gez. Dr. Peters




